
Über die NS-Räumungspolitik 
 
Die Vorbereitungen für die Evakuierung der deutschen Zivilbevölkerung in den östlichen Teilen 
des Großdeutschen Reiches begannen schon ein Jahr vor dem Kriegsende. Am 31. Mai 1944 
erließ der Leiter der Parteikanzlei der NSDAP, Martin Bormann (1900–1945), an alle Dienststel-
len der Partei Instruktionen für den „Einsatz der Partei im Invasionsfall“.1 Darin kündigte er ei-
nen Führererlass über die „Befehlsgewalt in einem Operationsgebiet innerhalb des Reiches“ an, 
in dem die Befugnisse der Gauleiter, der staatlichen Verwaltung und der Wehrmacht festgelegt 
werden sollten. Bis dahin seien aber schon Vorbereitungen zu treffen, „um für den Ernstfall ge-
rüstet zu sein“. Diesem Zweck diente auch die folgende Ankündigung der Räumungsmaßnah-
men: 

„Die evt. Rückführung von Industrie- und Landwirtschaftsgütern, die Zerstörung kriegswichtiger Anla-
gen sowie die Rückführung der ausländischen Arbeiter und Gefangenen aus dem Operationsgebiet ist 
Aufgabe der Wehrmacht bzw. der Polizei. Dagegen ist die Bearbeitung aller Angelegenheiten, die mit ei-
ner möglichen Evakuierung der deutschen Zivilbevölkerung zusammenhängen, allein Aufgabe der Par-
tei.“2 

Vorgesehen war, dass die Evakuierung nach Gruppen („ausländische Arbeitskräfte und Gefange-
ne, Rüstungsarbeiter, wehrfähige Männer oder die Jugend bis zum 14. Lebensjahr abwärts“) er-
folgen und nicht vor Invasionsbeginn eingeleitet werden sollte. Es sollten keine vorsorglichen 
Evakuierungen ganzer Gebiete vorgenommen werden, da dies „unnötige Unruhe in die Wirt-
schaft“ bringen und die militärischen Operationen hemmen würde. Die Partei habe aber die 
Pflicht, „schon jetzt nach dem Muster der Luftkriegserfahrungen alle Vorbereitungen zur Unter-
bringung, Verpflegung und Versorgung der evakuierten Bevölkerung zu treffen“. Vorbereitungen 
seien auch zum Abtransport oder zur Vernichtung von „Akten, Karteien oder sonstigen wichti-
gen Gegenständen aus den Dienststellen der Partei, ihrer Gliederungen und Verbände“ zu tref-
fen, damit „dem Feind keinerlei Anhaltspunkte über Aufbau und Arbeit der Partei in die Hand 
fallen“ würden. Vorsorge wurde auch für den Fall von „Unruhen und Aufständen Fremdvölki-
scher“ getroffen, damit − „ausreichende Bewaffnung vorausgesetzt“ − die „Parteiführerschaft“ 
ihre Pflicht erfüllen könne, ihre „Männer ohne besonderen Auftrag selbständig zum Einsatz“ zu 
bringen. Darüber hinaus sollte sich die Partei auch um die hearts and minds, wie man heute sagen 
würde, der Deutschen kümmern: Sie „muß außerdem durch verstärkte propagandistische Tätigkeit und 
durch sonstige Maßnahmen unter allen Umständen die Widerstandskraft der Bevölkerung auf-
rechterhalten“.3 
 
Die Evakuierung der deutschen Zivilbevölkerung bezeichnete man mal als „Rückführung“ und 
mal als „Flucht“; die Rückgeführten nannte man zumeist „Flüchtlinge“. Zu ihnen gehörten jene 
rund 8 350 000 Menschen, die nach den Schätzungen der Wehrmacht am 20. Februar 1945 un-
terwegs waren4; wenig später sollen es sogar 10 Millionen gewesen sein: „Da in Danzig sich 
1 000 000 Flüchtlinge in Bewegung gesetzt haben, ist die Gesamtsumme der Flüchtlinge nun auf 
10 Millionen angestiegen“, hieß es im Lagebuch des Wehrmachtsführungsstabs vom 6. März 
1945.5 Nach anderen Berichten sollen schon am 6. Januar 1945 „annähernd 10 Millionen Deut-
sche aus ihren ursprünglichen Wohnstätten evakuiert worden“ sein; einem Bericht über eine Be-
sprechung zwischen Vertretern des Wehrmachtsführungsstabes und der Parteikanzlei für Evaku-
ierungsfragen zufolge soll schon damals „sowohl wohnraum- als auch versorgungsmäßig annä-
hernd die Grenze der Leistungsfähigkeit Deutschlands erreicht“ worden sein: „wesentliche weite-
re Evakuierungsmaßnahmen innerhalb des Reichsgebietes seien nicht mehr möglich“. Noch be-
vor die große Evakuierungswelle ab Mitte Januar 1945 begann, stellte man fest: 

„Die Parteikanzlei sei in diesem Punkte der gleichen Auffassung wie das OKW, daß eine zu weitgehende 
Evakuierung die zu Evakuierenden und schließlich auch die übrigen Volksgenossen in eine so schwierige 
Lage bringen würde, daß im allseitigen Interesse […] notfalls eine Zurücklassung der Bevölkerung in 
vom Feind zu besetzendem Gebiet in Kauf genommen werden müsse.“6 



Doch spielten bekanntlich humanitäre Gesichtspunkte nie eine Rolle im nationalsozialistischen 
Denken, und das war auch diesmal so. 

 
Im Sommer 1944, als die NS-Behörden die ersten sog. Räumungsbefehle erließen, setzte die letz-
te und größte Umsiedlung der Deutschen unter der NS-Regie ein. Dabei verließen große Teile 
der deutschen Bevölkerung betroffener Gebiete im chaotischen Durcheinander ihre Heimat, z. B. 
Ostpreußen: Dort lebten im Frühjahr 1939 knapp 2,5 Millionen Menschen.7 Davon mussten über 
600 000 Menschen, d. h. ca. 25 Prozent der ostpreußischen Bevölkerung, bereits im Oktober 
1944 unter chaotischen Umständen die Heimat verlassen.8 Bald ging es noch schlimmer zu: Von 
den dort Verbliebenen mußten während der sowjetischen Offensive gegen Ostpreußen im Früh-
jahr 1945 drei Viertel – d. h. weitere knapp 800 000 Menschen – ihre Heimat verlassen: „Nur ca. 
400 000 Menschen sind entweder durch den sowjetischen Vormarsch überrascht worden oder 
aus persönlichem Entschluß in Ostpreußen zurückgeblieben.“9 
 
Die Räumung der östlichen Gebiete des Großdeutschen Reiches durch die NS-Behörden, später 
„Die Flucht der ostdeutschen Bevölkerung nach Innerdeutschland“10 genannt, war das Ergebnis 
verantwortungsloser Entscheidungen, die einen abstrusen Vorgang mit chaotischem Ausgang in 
Gang setzten, bei dem unzählige Menschen sinnlos ihr Leben verloren haben − wie zahlreiche 
Zeugnisse aus der Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa zeigen: 

„Während im Osten unseres Kreises [Stuhm i. Westpreußen] der Befehl lautete: „Alle Menschen müssen 
räumen, die Räumung ist nötigenfalls durch Waffengewalt zu erzwingen“, war in anderen Gegenden des 
Kreises der Befehl gegeben: „Die Viehpfleger bleiben zurück und übergeben das Vieh der Wehrmacht“ 
(die nicht mehr vorhanden war).“11 

 
„Entsprechend dem Räumungsplan der deutschen Behörden, der eine Einteilung des Warthegaues in drei 
Zonen vorsah und auf Grund dessen die Räumungsbefehle an die einzelnen Zonen in zeitlicher Aufein-
anderfolge ergingen, verlief die Flucht zunächst in zeitlicher Staffelung und gleichsam wellenförmiger Bewe-
gung, ehe sie in ein Chaos allgemeiner Überstürzung mündete.“12 

 
„Der Räumungsbefehl traf den größten Teil [der Stadt Löbau, Kreis Neumark] trotz der schon beste-
henden Befürchtungen unerwartet ... Es ergaben sich Schwierigkeiten, da durch die Einberufung zum 
Volkssturm nur sehr wenige Männer den Trecks beigegeben werden konnten und das polnische Personal 
sich bis auf wenige verborgen hielt. So mußten des Fahrens unkundige Frauen mit Kindern sich auf den 
Weg machen. Es herrschte ein schneidender Wind mit Schneetreiben und Glatteis. Die Stimmung war 
gedrückt.“13 

 
„Die Bevölkerung wurde wie vorbereitet benachrichtigt und die Abfahrt der Trecks auf den Morgen des 
19. Januar 1945 festgesetzt. Den Geschäften wurde Anweisung erteilt, die Vorräte frei zu verkaufen. 
Diese Anordnung mußte aber zurückgezogen werden, da die Bevölkerung sich zum Teil disziplinlos zeig-
te und Alkohol in erster Linie zu erstehen suchte.“14 

 
„Die Nachbarskreisen Pr. Holland und Mohrungen [in Westpreußen] räumten im Laufe des Tages be-
fehlsgemäß, gegen Abend standen dort alle Gehöfe leer. Auch die Stadt Stuhm war um diese Tageszeit 
fast menschenleer, nur der unvermeidliche Pöbel plünderte die Geschäfte.“15 

Besonders schlimm erging es den Königsbergern:  
„Die Partei entschloß sich zu Zwangsevakuierungen, und zwar mit allen Mitteln. Auch die sich weiger-
ten, wurden mit Gewalt gezwungen. Die Aktion in letzter Minute ... hat vielen das Leben gekostet. In 
den kleinen Fischerdörfern am Frischen Haff zusammengeballt, harrten die Menschen auf den Weiter-
transport, der nur schleppend unter großen Gefahren und Schwierigkeiten durchgeführt werden konnte. 
Diese Menschenmassen waren jedem Fliegerangriff, jedem Bordwaffenschuß ausgesetzt. Furchtbar war das 
Elend dieser Menschen.“16 
 



„Immer energischer wurde die Evakuierung durchgeführt. Die Menschen wollten nicht mehr raus, weil ein 
Abtransport ins Reich aussichtslos war. Sie hielten sich tagelang versteckt, um nicht erfaßt zu werden.“17 

Auch in Insterburg wollten die Menschen nicht ihre Heimat verlassen, wie der ehemalige Bür-
germeister Dr. Wander später berichtete: 

„Als alle Aufforderungen, die Stadt [Insterburg] zu verlassen, gegenüber Vielen nichts fruchtete, 
entschloß ich mich, die Lebensmittelkarten denen zu verweigern, die in Insterburg nicht mehr zu tun hat-
ten. Dadurch haben wir manchen zur Abwanderung gezwungen.“18 „Besondere Schwierigkeiten machte 
dabei das Landesernährungsamt in Königsberg, bei dem sich viele beschwerten und das uns anwies, die 
Lebensmittelkarten in jedem Falle auszuhändigen. Wir haben diese Anordnung nicht befolgt und da-
durch erreicht, daß die meisten Betroffenen zur Evakuierung gezwungen wurden. Wir haben aber damals 
feststellen müssen, daß die evakuierte Bevölkerung praktisch dreimal aus Insterburg abtransportiert wer-
den mußte, weil die Menschen immer wieder zurückkamen.“19 

Die Angst gehörte zum Alltag der Evakuierten, und sie richtete sich keineswegs nur gegen die 
rasch vorrückende Rote Armee. Auch die NS-Behörden trieben ihre deutschen Opfer rücksichts-
los in den Tod, wie etwa die Bauersfrau I. S. aus Großroden, Kreis Tilsit-Ragnit i. Ostpreußen 
berichtete: 

„Da haben wir nach achttägiger Fahrt Passarge am Frischen Haff erreicht. Eine Nacht durften wir aus-
ruhen, denn die Pferde schafften nicht mehr. Nun konnten wir von da aus beobachten, was sich auf dem 
Eise abspielte. Die Eisdecke war noch nicht so stark, daß sie die ganze Last tragen konnte. Da waren 
die ersten Trecks eingebrochen und ertrunken. Man sah die eingebrochenen Wagen noch aus dem Eise 
ausragen. Da habe ich mit meinen eigenen Augen gesehen, wie ganze Reihen von Wagen eingebrochen wa-
ren. Wie wir das alles gesehen hatten, haben wir uns geweigert, auf das Eis rauszufahren. Es kam Be-
fehl, der Damm würde in einer Stunde gesprengt, und das Dorf steht unter Wasser. Also waren wir ge-
zwungen, rauszufahren.“20 

Über die Folgen der Räumungspolitik in der Stadt Gdingen i. Westpreußen (in Deutschland bis 
heute als „Gotenhafen“ bekannt) berichtete im Jahre 1950 der ehemalige Kriegsmarinepfarrer 
Arnold Schuhmacher: „Bereits Anfang Januar 1945 begann der Flüchtlingsstrom, sich vom Osten 
gen Westen durch Gotenhafen zu ergießen.“21 Bald sollte jedoch die Stadt selbst geräumt werden:  

„Im März nicht sehr lange vor dem Zusammenbruch kam der endgültige Befehl zur Räumung der Stadt 
[Gdingen] von der deutschen Zivilbevölkerung. Auch hier wieder ein seltsames Spiel der Wiederholung al-
les Geschehens. In eiligster Flucht rettete sich die Zivilbevölkerung in die bereitstehenden Schiffe. Über 
Nacht war Gotenhafen, eine Stadt mit über 100 000 Deutschen, entleert. Totenstille in den Straßen bis 
auf die Trecks, die unentwegt hindurchzogen. ... Über Nacht waren wieder viele Zehntausende in Goten-
hafen, die in den leeren Wohnungen Unterschlupf suchten.“22 

 
„Das Bewegendste dieser aufregenden Zeit war dies: Das Pfarrhaus stand im Mittelpunkt des Gesche-
hens. Täglich wurden 30 bis 50 Menschen beerdigt. Alte und Junge, die die Strapazen der Flucht nicht 
mehr überlebt hatten ... Särge gab es nicht mehr. Die Leichen wurden in Papiertüten gepackt und lagen 
auf dem Friedhof nebeneinander, Große und Kleine, Alte und Neugeborene. Zahlreiche erschütterte Men-
schen an den Gräbern, Mütter, denen die Tränen versiegt waren, weil das Leid über ihre Kraft gegangen 
war. Herzzerreißende Szenen spielten sich gerade in diesen Wochen an den Gräben ab.“23 

Nach den Berechnungen von Theodor Schieder aus dem Jahre 1954 wurden allein aus der Dan-
ziger Bucht und von den ostpommerschen Häfen von Ende Januar bis Ende April rund 900 000 
Menschen evakuiert.24 Das konnte kaum ohne tragische Folgen geschehen, und die überlieferten 
Berichte von Zeitzeugen sind in der Tat erschütternd: 

„Die Zustände, die damals in Heiligenbeil herrschten, schildert auch folgendes: Vom 22. Januar bis 22. 
Februar 1945 fanden täglich auf dem Neuen Friedhof Beerdigungen statt. Eine ganze Kompanie war 
einzig damit beschäftigt, lange Gräben für die Leichen auszuheben. Täglich um ½ 3 Uhr wurden dann 
die Zivilisten, ca. 50 an der Zahl, in einer gemeinsamen Feier beigesetzt. Sie wurden einfach von den An-
gehörigen in die Gräben gelegt, und die Polizisten brachten die Leichen, die unterwegs gefunden worden 
waren, auf Wagen heran. Eine Anmeldung war ja unmöglich, eine Feststellung der Person fand nicht 



mehr statt. Um 3 Uhr wurden die verstorbenen Soldaten aus den Lazaretten beerdigt, etwa täglich 
150“.25 

Man wusste aber auch nicht, wohin die Evakuierten eigentlich transportiert werden sollten − so 
dass Hitler am 5. Februar 1945 in einen geheimen Befehl anordnete, die ‚rückgeführten Volksge-
nossen‘ seien sogar in Dänemark unterzubringen.26 Man wusste nicht einmal, wohin mit den 
Pferden, die die Evakuierten mit sich brachten. Am 23. März 1945 sah sich Hitler sogar zu der 
folgenden Weisung veranlasst: „Der Zustrom von Treckpferden aus den Ostgebieten des Reiches 
und der durch Ausfall der Futterüberschußgebiete entstandene Futtermangel machen ausführli-
che Maßnahmen für die Wirtschaft und Wehrmacht erforderlich.“ Viele Menschen schienen da-
mals vom harten Schicksal der Tiere nicht weniger betroffen zu sein, als von ihrem eigenen: „Das 
schöne ostpreußische Herdbuchvieh frierend und hungernd in Eis und Schnee ist ein viel trostlo-
serer Anblick als die Wagen mit den Menschen und Pferden. Die haben noch Zweck und Ziel, 
das Vieh aber ist bereits jetzt hilflos dem Verderben preisgegeben.“27 Einige Deutsche haben 
gegen die verbrecherische Räumungspolitik protestiert: „Am anderen Morgen aßen wir das letzte 
Stück Brot!“, berichtete später Frau Lore Ehrich: „Schlag doch die braunen Hunde tot!“, schrien 
einige Frauen neben mir: „Wenn die Russen schon hier wären, würden vielleicht wenigstens un-
sere Kinder nicht mehr hungern!“28  
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